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Einführung

Die vorliegende Seminararbeit »Politikverflechtung im
deutschen Föderalismus« wurde im Jahr 2004 verfaßt, also
bevor die Föderalismuskommissionen ihre Hand an das
politische System legten. Seinerzeit verlief die Debatte in
die Richtung, daß es mehr Wettbewerb zwischen den
Bundesländern geben sollte und das Ziel der einheitlichen
Lebensverhältnisse eher ein Hindernis für die Effizienz des
politischen Systems bedeutete. Im Wettbewerb zwischen
den Bundesländern sollten die besten politischen Lösungen
für verschiedene Fragen gefunden werden. Die
Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern sollten klar
erkennbar sein, so daß die Wähler/innen ihre Regierungen
an den Wahlurnen entsprechend belohnen oder bestrafen
konnten.

Neben der Politik setzten sich auch lobbyistische Akteure
wie der Konvent für Deutschland für eine Reform des
Föderalismus ein, der von ehemaligen Politiker und
Wirtschaftsfunktionären gegründet und von
Wirtschaftsunternehmen finanziert wurde.1 Die Trennung
der Zuständigkeiten sollte nach Meinung nicht nur des
Konvents beinhalten, daß die Abstimmungsregeln im
Bundesrat geändert werden sollten, der als
Blockadeinstrument der jeweiligen Opposition im Bundestag
gesehen wurde, wenn diese über eine Mehrheit im
Bundesrat verfügte.

Tatsächlich war es zwingend notwendig, daß der Bundesrat
als Instrument der vertikalen Gewaltenteilung eine
wirksame Blockadedrohung formulieren und die Blockade
auch durchsetzen konnte, weil es ansonsten an der für die


